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Am 6. Mai begann das Revisionsverfahren gegen Faruk Ereren vor dem OLG Düsseldorf. Im ersten Prozess wurde er am 27.9.2011 anhand der Aussagen von Semih Genc, der eine Kollaboration mit der türkischen Polizei einging, zu lebenslänglicher Haft verurteilt. 
Der beantragten Revision wurde jedoch aufgrund der widersprüchlichen Aussagen von Semih Genc stattgegeben.

Das erste Verfahren

Von Januar 2009 bis Ende September 2011 – also fast 2 3⁄4 Jahre  – dauerte der erste Verfahren gegen Faruk Ereren vor dem Oberlandesgericht Düsseldorf an.

Gegen  Faruk wurde im Laufe des Prozesses zwar der § 129b (Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im Ausland)  fallengelassen, aber mit Hilfe von Aussagen, die unter Folter in der Türkei zustande kamen, wurde er zu lebenslanger Haft verurteilt, weil er angeblich die Verantwortung für den Tod zweier Polizisten in Istanbul im Jahre 1993 übernommen haben soll.

Bereits in der Türkei war Faruk für ca. 9 Jahre während des Militärputsches 1980 eingesperrt. Er bekämpfte als radikaler Linker  das türkische Regime. Im Knast wurde er unzählige Male gefoltert. Nach seiner Entlassung flüchtete er aus Angst vor weiterer Verfolgung ins Ausland und wurde 2007 in Hagen  festgenommen.

Verurteilungswille des Gerichts

Von Beginn des Prozesses war der Wille des Gerichts ihn zu verurteilen deutlich spürbar: Er musste während der Prozesse von seinen Anwälten isoliert in einer Plexiglaszelle sitzen, entlastende Zeugen wurden nicht zugelassen, während Folterspezialisten aus der Türkei, sowie Gefolterte aus der Türkei zu Hauptbelastungszeugen gemacht wurden. Bei der Urteilsverhandlung machte der Richter die Anmerkung: 'Wir haben euch zweimal ein Angebot gemacht, entweder 3 Jahre 9 Monate oder 4 Jahre 6 Monate. Doch ihr habt es nicht angenommen, deswegen habt ihr jetzt kein Recht euch zu beschweren'.

Weil  der erblindete Zeuge Nuri Eryüskel die Aussage verweigerte, wurde er für 4 Wochen in Beugehaft genommen.

 Gründe für das Urteil

Im Laufe des ersten Verfahrens wurde der §129 b gegen Faruk fallengelassen.

 Der §129b ist der Zwillingsparagraf des §129a. Politische Verfahren werden von bestimmten Sondergerichten geführt, die zum ersten Mal vor 38 Jahren gegen die Gefangenen aus der RAF, Andreas Baader, Gudrun Ensslin, Jan-Carl Raspe und Ulrike Meinhof eingesetzt wurden.

 Neben der 1974 erfolgten Einschränkung des Erklärungsrechts des Gefangenen in der Hauptverhandlung wurde auch das Recht von Verteidiger/innen, Erklärungen abzugeben, beschnitten. (Justiz-)kritische Äußerungen wurden mit  Ehrengerichtsverfahren beantwortet.

 So wird dann auch eine politische Prozessführung permanent unterdrückt. Als „Terroristen“ werden viele GegnerInnen des Staates definiert. Zunächst richtet sich dieser Vorwurf nur gegen die RAF, weil - wie die Bundesregierung ganz offen sagt - die RAF so besser als Gruppe verfolgt werden kann, ohne einen EinzeltäterInnennachweis erbringen zu müssen. Mit dem § 129a werden alle Sonderhaftbedingungen und Sonderermittlungen begründet.

In Verfahren nach § 129a und § 129b StGB  kontrolliert ein Richter die Korrespondenz zwischen Verteidiger/innen und Gefangenen. Dieser hält die Post zurück, wenn er der Auffassung ist, sie diene nicht dem Zweck der Verteidigung.

Weiterhin sind diese Staatsschutzgerichte mit besonders ausgewählten und geschulten Richtern ausgestattet, die Verteidigung wird generell benachteiligt, wie z. B durch vorenthaltene Akten, Einschüchterung und Behinderung der Öffentlichkeit durch drakonische Kontrollen. Der Begriff von „Skandalurteil“ greift hier zu kurz, denn das alles ist Ausdruck der Systematik der Klassenjustiz.

Weitere Hintergründe

Die Türkei ist ein wichtiger Partner für das expansive Nato-Bündnis. Die meisten Waffen werden übrigens von der BRD nach dort exportiert, was auch zeigt, dass die BRD deswegen ein eigenes vitales Interesse hat, ihrer Bündnispartnerin dort und hier den Rücken frei zu halten. Von 2000 - 2007 wehrten sich tausende türkische und kurdische Gefangene, sowie ihre Angehörigen draußen im Hungerstreik gegen die Folter „Made in Stammheim“. Dabei kamen 122 Menschen ums Leben.

Schon während des Hungerstreiks verlangte die Türkei von ihren Verbündeten das Verbot der Öffentlichkeitsarbeit von linken anatolischen Kräften in Europa.

Die Auslieferung Faruks in die Türkei ist zwar im Prozess fallengelassen worden, ist aber immer noch nicht vom Tisch.

Solidarität wurde verfolgt

Gegen Medien, die den Prozess kritisch verfolgten, wie das Internetportal „Scharf-links“ und das „Gefangenen Info“ wurden Verfahren eingeleitet, die aber mit Freispruch endeten. ProzessbesucherInnen wurden wegen Rufens einer Parole "Freiheit für Faruk"  im Keller des Gerichtsgebäudes verprügelt und zu 100 Euro Geldstrafe verurteilt...
 Faruk kämpft

Trotz drakonischer Isolationsmaßnahmen - Zensur, Besuchsverbote, Post dauerte monatelang, Umschluß mit einem Gefangenen wurde ihm lange trotz Zusage nicht immer gewährt - lehnte er einen Deal mit dem Gericht ab: bei einem Geständnis, "nur 3 Jahre und 9 Monate oder 4 Jahre und 6 Monate“.

Faruk meinte dazu sinngemäß, was er nicht gemacht hat, hat er auch nicht zu gestehen und erklärt in seiner Abschlusserklärung: "Abgesehen davon hat kein Urteil gegenüber der Geschichte Gültigkeit. Bis heute habe ich für UNABHÄNGIGKEIT, DEMOKRATIE UND SOZIALISMUS gekämpft,.... der meine Lebensgrundlage ist....“

Auch hat er sich zu vielen Ereignissen, trotz seiner fehlenden Deutschkenntnisse, solidarisch verhalten: sei es zum 18. März, dem "Tag für die Freiheit der politischen Gefangenen“ oder dem Verfahren gegen das "Gefangenen Info.“

Fazit

Hier in der BRD wurden ca. 20 türkische und kurdische GenossInnen wegen ihrer politischen Arbeit verhaftet und in Isolationshaft gesteckt. Faruk Ereren bezeichnet das umfassende Isolationsprogramm als "Weiße Folter mit dem Ziel, uns zu zermürben".

All das hat Ähnlichkeit mit den drakonischen Maßnahmen, denen die Gefangenen aus der RAF vor allem in den siebziger und achtziger Jahren ausgesetzt waren. Die Anklagen gegen die anatolischen AktivistInnen basieren häufig auf Foltergeständnissen aus der Türkei. Die Länderübergreifende Verfolgung politischer Oppositioneller aus der Türkei dient nicht nur den Interessen des türkischen Staates, sondern sie dient in erster Linie den Interessen der internationalen Zusammenarbeit zwischen der Türkei und den EU-Staaten sowie den USA. Die Türkei ist aufgrund ihrer strategischen Lage ein wichtiger Partner für das expansive NATO-Bündnis.

Das heißt für uns, draußen wie drinnen wird einem nichts geschenkt von den Herrschenden. Leben mit Würde ist folglich nur im solidarischen Kampf gegen diese Verhältnisse möglich! So lange es also Elend, Unterdrückung, Hunger und Kriege gibt, wird diese Auseinandersetzung andauern.

Das Revisionsverfahren

Am Montag, den 6.Mai begann dieses Verfahren wieder vor dem OLG Düsseldorf, allerdings vor einem anderen Senat.  Dieses Verfahren ist bis Ende Oktober terminiert.

Faruk erklärte im ersten Prozess: "Welches Urteil ihr auch treffen werdet, ICH HABE KEINEN ZWEIFEL DARAN, DASS MICH DIE GESCHICHTE FREISPRECHEN WIRD.“

Sorgen wir dafür, dass wir uns durchsetzen und Faruk rauskommt.

Besucht deshalb Faruk's Prozess und stellt Gegenöffentlichkeit z.B. in Form von Veranstaltungen her!

Freiheit für Faruk Ereren!

Der erste Prozesstag findet heute am 6. Mai, um 11:00 Uhr vor dem OLG Düsseldorf, Kapellweg 35, 40221 Düsseldorf, statt.

Weitere Verhandlungstage finden  grundsätzlich immer montags um 11:00 Uhr und freitags um 9:30 Uhr vor dem OLG Düsseldorf, Kapellweg 35, 40221 Düsseldorf. statt.

Weiterhin wird berichtet:

- über Razzien wegen §129 am 22. Mai  in 3 Städten gegen 9 Menschen. Der Vorwurf lautet Mitgliedschaft und Unterstützung der RAZ (Revolutionäre Aktionszellen) bzw. der RL (Revolutionären Linken) und die Erstellung und Verbreitung der Zeitschrift Radikal.

- die Anatolische Föderation ist im besonderen Maße von Repression betroffen. Europaweit kam es am 26.06. in 4 Ländern in verschiedenen Städten zu 
über 20 Razzien und 5 Festnahmen, welche durch den Paragraphen 129b legitimiert worden.

Über diese 3 Themen werden referieren VertreterInnen der "Internationale Plattform 
gegen Isolation" und das "Netzwerk Freiheit für 
alle politischen Gefangenen"
Nie wider Krieg ,Nie wider Faschismus, weltweit!
Freiheit für alle politischen Gefangenen weltweit!
08.07.2013- Verein für politische Flüchtling

**************************

Erdogans willige Helfer

Die Bundesregierung kritisiert die Polizeigewalt gegen die Massenproteste in der Türkei - die polizeiliche Kooperation mit den Verantwortlichen aber verschweigt sie -

Von THOMAS EIPELDAUER, 3. Juli 2013 

Angela Merkel war verärgert. Sie habe „schreckliche Bilder“ aus der Türkei gesehen, verriet sie RTL-Aktuell am 16. Juni. „Schreckliche Bilder“, die ihr zeigten, dass der Polizeieinsatz gegen die Massenproteste in allen Großstädten des Landes „doch viel zu hart“ sei. Bundespräsident Joachim Gauck griff gar zum Telefonhörer und wies seinen türkischen Amtskollegen Abdullah Gül auf die „exzessive Gewalt“ hin, ganz so, als hätte dieser sie noch nicht bemerkt. Auch Außenminister Guido Westerwelle schlug die Brutalität aufs Gemüt: „Die türkische Regierung sendet mit ihrer bisherigen Reaktion auf die Proteste das falsche Signal, ins eigene Land und auch nach Europa“, wusste der FDP-Politiker schon Mitte Mai. „Wir erwarten, dass Ministerpräsident Erdogan im Geiste europäischer Werte deeskaliert und einen konstruktiven Austausch und friedlichen Dialog einleitet.“

Gesagt, getan. Am 26. Juni 2013 drangen friedlich und deeskalierend deutsche Beamte auf Geheiß der Bundesanwaltschaft und der Generalstaatsanwaltschaften Hamburg und Düsseldorf in zwanzig Räume der Anatolischen Föderation, einem in Opposition zur türkischen Regierung stehenden Dachverband von Migrantenvereinen, ein und nahmen fünf Menschen, darunter die Vorsitzende des Verbandes Latife A., fest. Grundlage dieser offenkundigen Amtshilfe für Erdogan war der Gummiparagraph 129 b. (Unterstützung einer ausländischen kriminellen oder terroristischen Vereinigung), der von zahlreichen kritischen Juristen, Menschenrechtsinitiativen und linken Organisationen als Instrument der Gesinnungsjustiz abgelehnt wird.

Dementsprechend werden den Beschuldigten – abgesehen von den Aussagen eines dubiosen V-Mannes – auch keinerlei Straftaten vorgeworfen, sondern allein der Umstand, dass sie Solidaritätsveranstaltungen für die Bewegung in der Türkei, Konzerte der populären türkischen Musikgruppe Grup Yorum oder Symposien organisiert haben sollen.

Die Verfolgung türkischer und kurdischer Oppositioneller in Deutschland hat eine lange Tradition. Seit Jahren hilft der deutsche Staat dem türkischen fleißig bei der Inhaftierung vermeintlicher oder tatsächlicher kurdischer Aktivisten und unterstützt damit direkt den Krieg, den Ankara seit Jahrzehnten gegen die eigene Bevölkerung führt und der über die Jahre Zehntausende Menschenleben kostete.

Bei Prozessen gegen angebliche Mitglieder verbotener Organisationen wie der marxistischen DHKP-C (Devrimci Halk Kurtulus Partisi-Cephesi, auf Deutsch: Revolutionäre Volksbefreiungspartei-Front) greift der Staat dabei auch gerne auf Beweismaterialien aus der Türkei zurück, ungeachtet des Umstandes, dass es ein offenes Geheimnis ist, wie derartige „Beweise“ und „Geständnisse“ zustande kommen. Ulrich von Klinggräff, einer der Verteidiger in einem größeren Prozess wegen der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung beschuldigter türkischer Aktivisten, beschrieb das Vorgehen im Februar 2009 so: „Wir haben zahlreiche konkrete Anhaltspunkte vorgetragen, dass Aussagen von Beschuldigten und Zeugen in der Türkei unter massiver Anwendung von Folter erpresst 

wurden. Die Bundesanwaltschaft versucht, entsprechende Hinweise zu leugnen und zu vertuschen. Sie macht sich so zum Komplizen der türkischen Folterpolitik.“ (1)

Schlagstocktraining für den Mob

Berlins Unterstützung der autoritären Politik türkischer Regierungen – auch vor dem Beginn der Ministerpräsidentschaft Tayyip Erdogans vor zehn Jahren –, die auf oppositionelle oder widerständige Aktivitäten stets mit blanker Gewalt zu reagieren gewohnt waren, beschränkt sich aber bei Weitem nicht auf die Verhaftung linker und kurdischer Aktivisten in Deutschland.

Eine kürzlich veröffentlichte Kleine Anfrage der Abgeordneten Christiane Schneider (Die Linke) in Hamburg zeigt, dass und wie deutsche Behörden in die Ausbildung türkischer Polizeieinheiten eingebunden sind. Zahlreiche Besuche von türkischen Polizeidelegationen in Hamburg und umgekehrt dokumentiert die Antwort des Senats auf die Anfrage. Unter anderem ist eine Hamburger Delegation im Jahr 2010 in die Türkei gereist, um die „Einsatzlagen anlässlich der Newroz-Feierlichkeiten“ zu beobachten, also jener kurdischen Neujahrsfeiern, bei denen es regelmäßig zu Militär- und Polizeieinsätzen gegen friedliche Festteilnehmer kommt.

„Wesentliches Ziel“ dieses Austausches sei „die Erlangung von EU-Standards bei der polizeilichen Arbeit am Beispiel der deutschen Sicherheitsbehörden auf der Grundlage der nationalen Bedingungen in der Türkei.“ Auch die „Arbeitsweise der Hamburger Polizei bei der Bewältigung von Einsätzen, insbesondere bei Demonstrationen und Sportveranstaltungen, die Gestaltung der internen und externen Öffentlichkeitsarbeit sowie die Ausstattung der Bereitschaftspolizei mit Führungs- und Einsatzmitteln“ werde den Kollegen vom Bosporus vorgestellt. Wie man in Ankara und Istanbul die in Hamburg präsentierte „Schießfortbildung“, die „Vorstellung des Mehrzweckeinsatzstockes“ und die „Vorstellung des Einsatzkonzeptes (...) bei der Auflösung von Sitzblockaden“ auf die „nationalen Bedingungen in der Türkei“ applizierte, dokumentieren Tausende in den letzten Wochen teils schwer verletzte Demonstranten. „Hamburg bildet türkische Prügel-Polizei aus“, kommentierte die Linksfraktion der Hansestadt in einer Presseaussendung. (2)

Auch in Bremen gibt es eine gut dokumentierte Zusammenarbeit mit den Repressionsbehörden jenes Staates, den die Bundesregierung derzeit so entschlossen kritisiert. In einer Aussendung weist die Linksfraktion in der Bremischen Bürgerschaft darauf hin, dass 2004 eine Polizei-Kooperationsvereinbarung mit Izmir unterzeichnet worden war, die zuletzt – und trotz bekannter Verstöße gegen Menschen- und Grundrechte – i m Oktober 2012 verlängert wurde. Der Rechtsanwalt Rolf Gössner, parteiloser Innendeputierter und Teilnehmer der Delegationsreise nach Izmir im Jahr 2009, und Cindi Tuncel, europa- und menschenrechtspolitischer Sprecher der Linksfraktion, fordern eine sofortige Einstellung dieser Zusammenarbeit: „Bremen sollte lieber praktische Solidarität mit der Demokratiebewegung zeigen statt nicht-zivile Projekte mit der Partnerstadt Izmir zu fördern. Schwierig finde ich vor allem den Einsatz Bremer PolizistInnen in der Türkei: Solange nicht absehbar ist, wohin sich die Türkei und das AKP-Regime entwickeln, sollte Bremen die türkische Polizei nicht unterstützen. Die grauenhaften Bilder aus vielen türkischen Städten zeigen Polizeikräfte, die als marodierender Mob agieren. Eine Fortführung der Kooperation ist deshalb indiskutabel“, so Cindi Tuncel.

„Echte Chance“
Am 1. September 2011 begann zudem ein sogenanntes Twinning-Projekt unter dem hübschen Titel „Implementation Capacity of Turkish Police to Prevent Disproportionate Use of Force“ („Implementierung eines Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes und die Verhinderung unangemessener Gewaltanwendung“). „Twinning“-Projekte sollen EU-Beitrittskandidaten beim Auf- und Ausbau öffentlicher Strukturen unterstützen, in diesem Fall sollen die Fähigkeiten der türkischen Polizei auf den neuesten europäischen Stand gebracht werden. Beteiligt sind in diesem Fall die Republik Österreich als Seniorpartner und das Bundeskriminalamt für die Bundesrepublik Deutschland, allerdings unterstützt von anderen Institutionen wie etwa der Hessischen Polizeiakademie. Euphorisch bilanziert letztere im Mai 2012: „Die türkische Polizei sieht das Projekt als echte Chance, sich zu einer Polizei im westeuropäischen Verständnis zu verändern. (...) Schon jetzt steht fest, dass die Teilnahme an diesem Projekt einen Gewinn an Erfahrung für alle Experten darstellt und es der Polizeiakademie Hessen hilft, sich hinsichtlich ihrer Internationalität zu professionalisieren.“ (4)

Wie das ebenfalls beteiligte Ludwig Boltzmann Institut für Menschenrechte berichtet, begann die heiße Phase der Polizei-Kooperation im Mai 2013. Diese beschreibt das Österreichische Außenministerium so: „Ziel des Projektes ist es, europäische Menschenrechtsstandards in Bezug auf die verhältnismäßige Anwendung von Zwangsgewalt in der Polizeiarbeit gemeinsam mit der türkischen Polizei zu entwickeln.“

Dieses Ziel dürfte die türkische Polizei sogar übererfüllt haben: Die in den ersten zwanzig Tagen nach dem Beginn der Massenproteste verbrauchten 130 000 Tränengasgranaten dürften selbst die Tränengasorgien der Regierung des konservativen Ministerpräsidenten Antonis Samaras in Athen toppen, der in den Jahren seit 2008 das Spardiktat aus Berlin und Brüssel gegen die griechische Bevölkerung durchprügeln ließ.

Tränengas und Wasserwerfer Made in Germany

Damit die „verhältnismäßige Anwendung von Zwangsgewalt“ auch klappt, versorgen Hersteller aus der Bundesrepublik mit Genehmigung aus Berlin die türkischen Behörden mit allerlei schönen Sachen. Aus einer von Inge Höger (Die Linke) am heutigen Mittwoch veröffentlichten Antwort auf eine parlamentarische Anfrage geht hervor, dass in den Jahren 2009 bis 2013 Tränengas, „Ausbringungsgeräte einer chemischen Substanz“ und Pfefferspray in die Türkei exportiert wurden. Von welchen Herstellern, das fällt selbstredend in einer transparenten Marktwirtschaft in den Bereich der Geheimhaltung. (5)  

Die neben Tränengas wirksamste Waffe der türkischen Polizei gegen die Demokratiebewegung, der Wasserwerfer, hat, wie könnte es anders sein, ebenfalls deutsche Wurzeln. Zwar wird er von dem türkischen Hersteller Katmerciler hergestellt, die Komponenten stammen aber allesamt aus Deutschland: Das „Anti-Riot-Vehicle“ wird angetrieben von einem Deutz-Motor, die Karosserie stammt von Mercedes Benz. Nur die Wasserpumpe steuert ein anderes EU-Land, nämlich Schweden, bei, sie stammt aus der Produktion von W. Ruberg AB.

Und für den Fall, dass Wasserwerfer und Tränengas doch nicht mehr ausreichen sollten, kann die türkische Regierung auf ein weiteres deutsches Exportgut zurückgreifen: Leopard-Panzer, für die bereits die rot-grüne Regierung die Exportgenehmigung erteilt hatte. (7) Die mutige Widerstandskämpferin vom Taksim-Platz Claudia Roth (Die Grünen) kann sich glücklich schätzen, nicht mit diesem Ausfuhrgut ihrer Partei Bekanntschaft gemacht zu haben.  

Tausende Verletzte, mindestens fünf Tote, Dutzende erblindete Personen, Dutzende mit schwerem Schädelhirntraumata, ein 14-jähriger Junge im Koma, nachdem ihn eine Tränengasgranate am Kopf traf – das ist die Bilanz, auf die man nun auch in Berlin stolz zurückblicken kann, denn man hat mit Exporten und Polizeikooperationen einen gebührenden Teil dazu beigetragen. Allerdings, so stellt man auch in der Antwort auf die Kleine Anfrage Inge Högers klar: „Zur exportkontrollpolitischen Bewertung der Daten weist die Bundesrepublik darauf hin, dass die aufgeführten Anträge keinen Rückschluss auf eine Verwendungsmöglichkeit oder die tatsächliche Verwendung der Produkte zur Bekämpfung von Ausschreitungen und Unruhen erlauben.“ Woher soll man auch ahnen, was die mit Tränengas und Wasserwerfern dort anstellen?  

__________________________________

Anmerkungen

(1) http://rotehilfegreifswald.blogsport.de/?p=279
(2) http://www.linksfraktion-hamburg.de/fraktion/abgeordnete/christiane_schneider/detail/zurueck/christiane-schneider-1/artikel/hamburg-bildet-tuerkische-pruegel-polizei-aus/
(3) http://www.linksfraktion-bremen.de/nc/buergerschaft/aktuell/detail/zurueck/aktuell-2/artikel/cindi-tuncel-und-rolf-goessner-fordern-aussetzung-der-polizeikooperation-zwischen-bremen-und-izmir/
(4) http://www.polizei.hessen.de/icc/internetzentral/nav/9de/9de40f28-1e20-e801-a468-451edad490cf&uCon=2e2709fd-a5a8-4731-7f93-3c76ef798e7b&uTem=bff71055-bb1d-50f1-2860-72700266cb59.htm
(5) http://www.inge-hoeger.de/fileadmin/lcmsingehoeger/130703%20Antwort%20Tr%C3%A4nengas%20T%C3%BCrkei.pdf
(6) http://www.katmerciler.com.tr/L/EN/mid/343/g/343/c/31/id/21/Anti-Riot-Vehicle.htm
(7) http://www.isw-muenchen.de/download/waffenexporte-wl-20130323.pdf
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Hier in der BRD wurden …,

 wurden ca. 20 türkische und kurdische,… GenossInnen wegen ihrer politischen Arbeit verhaftet und in Isolationshaft gesteckt. Faruk Ereren bezeichnet das umfassende Isolationsprogramm als "Weiße Folter mit dem Ziel, uns zu zermürben",….
** Wer nicht kämpft hat schon verloren! **

“Die streikenden Flüchtlinge Statement - Für uns existiert kein Blatt im Gesetzbuch” und “Wir kämpfen für die Verwirklichung einer auf Gerechtigkeit und Freiheit basierten Welt”

Hier in der BRD Solidarität wurde verfolgt ,auch Mund Tod gemacht
Gegen Medien, die den Prozess kritisch verfolgten, wie das Internetportal „Scharf-links“ und das „Gefangenen Info“ wurden Verfahren eingeleitet, die aber mit Freispruch endeten. ProzessbesucherInnen wurden wegen Rufens einer Parole "Freiheit für Faruk"  im Keller des Gerichtsgebäudes verprügelt und zu 100 Euro Geldstrafe verurteilt...

Schluss mit der Moderne Barbarei und Sklaverei !
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